Kreisverwaltung
des Westerwaldkreises
in Montabaur

Kreistag: 17.04.2026

Tagesordnungspunkt: 3 Privates Gymnasium Marienstatt;
Ubertragung der Schultragerschaft

Vorlage-Nr.: 0303/XI

Sachlage:

Bundesweit ist in allen Flachenstaaten geregelt, dass die Tragerschaft an Schulen die den
Zugang zu Fachhochschulen oder Universitaten vermitteln (Sekundarstufe Il), bei den Land-
kreisen und kreisfreien Stadten liegen muss. Fir Rheinland-Pfalz ist dies im § 76 Abs. 1
Nr. 3 des Schulgesetzes normiert.

Dieses Recht, solche Schulen zu betreiben beinhaltet faktisch auch die Pflicht, im Rahmen
der Daseinsflrsorge die notwendige Zahl an entsprechenden Schulplatzen vorzuhalten. Das
kann der Landkreis durch Schulen in eigener Tragerschaft erfullen; er kann sich aber auch
Dritten bedienen, die fur ihn diese Aufgabe leisten.

Der Westerwaldkreis betreibt Sekundarstufen Il bei seinen beiden Berufsbildenden Schulen
in Montabaur und Westerburg, der IGS in Selters, den Realschulen plus mit Fachoberschule
in Hachenburg und Héhr-Grenzhausen sowie an Gymnasien.

In eigener Tragerschaft stehen dabei das Gymnasium im Kannenbackerland in Hohr-
Grenzhausen, das Mons-Tabor-Gymnasium in Montabaur und das Konrad-Adenauer-
Gymnasium in Westerburg.

Daneben gibt es Gymnasien in privater Tragerschaft. Das sind das Evangelische Gymnasi-
um in Bad Marienberg, der Raiffeisen-Campus in Dernbach und das Private Gymnasium
Marienstatt in Streithausen (PGM).

Letzteres besteht als Schule bereits seit 1910 an der dortigen Zisterzienserabtei; die Einrich-
tung wurde zum Jubildum 1960 als ein bis zum Abitur fihrendes Vollgymnasium anerkannt.

Als Ergebnis der bereits oben erwdhnten Regelung des neuen Schulgesetzes von 1974 kam
es zu Gesprachen mit dem Orden als Schultrdger und dem Westerwaldkreis als zustandiger
Institution fur Gymnasien. Dabei war der Erhalt der privaten Tragerschaft bei allen Beteiligten
unumestritten. Im Ergebnis wurde ein Vertrag mit Wirkung vom 01. August 1977 geschlossen,
der die dauerhafte Finanzierung des Privaten Gymnasiums Marienstatt als Ersatzschule
durch den Westerwaldkreis sicherstellte. Dieser Vertrag ist mit einigen Anpassungen bis
heute in Kraft und wird alle finf Jahre den Kreisgremien zur Verlangerung vorgeschlagen.
Die aktuelle Laufzeit endet mit dem Jahr 2028.



In den letzten Jahren zeichnete es sich bereits ab, dass der Zisterzienserorden personell an
seine Grenzen stofdt. Ein durchgehend dreizligiges Gymnasium mit ca. 700 Schilern zu be-
treiben erfordert den quantitativ und qualitativ hochwertigen Einsatz von menschlicher Ar-
beitskraft, die nur bedingt eingekauft werden kann. Die Letztverantwortung wird immer beim
Orden als Schultrager verbleiben.

Vor diesem Hintergrund baten Abt und Cellerar den Westerwaldkreis vertrauensvoll um Ge-
sprache, wie eine Schultragerschaft kiinftig gestaltet werden kann, ohne den Orden zu Uber-
fordern.

Die — vermeintlich einfache — Losung, dass der Westerwaldkreis das Gymnasium als Schul-
trager Ubernimmt, musste schnell verworfen werden. Damit ware das Private Gymnasium zur
staatlichen Schule geworden, was den weiteren Einsatz der dort beschaftigten angestellten
Lehrkrafte erheblich in Frage gestellt hatte. Das Land Rheinland-Pfalz hatte priafen mussen,
ob eine Ubernahme dieser Mitarbeiter in den Landesdienst méglich gewesen wére. Ein sol-
ches Uber Monate (wenn nicht Jahre) ungewisses Szenario ware mit volliger Verunsicherung
der Lehrkrafte Uber ihre kinftige Verwendung mit den daraus entstehenden Folgen einher-
gegangen. Dies hatte die Schule in ihrem Bestand gefahrdet.

Dazu kommt, dass der Westerwaldkreis eine Vielfalt in seiner Schullandschaft durchaus
schatzt. Ein weiteres privates Gymnasium im oberen Kreisteil neben dem Konrad-Adenauer-
Gymnasium und den Evangelischen Gymnasium sollte fir die Eltern und Kinder attraktiv
sein.

Dem Zisterzienserorden liegt natlrlich am Herzen, die bisherige Uber hundertjdhrige konfes-
sionelle Bindung zu erhalten. Daher war es naheliegend, Kontakt zum Bistum Limburg auf-
zunehmen. Das Bistum Limburg betreibt die St.-Hildegard-Schulgesellschaft. Unter deren
Schirm als Schultréger werden bereits sechs Schulen betreut. Aus Westerwalder Sicht durfte
davon die Marienschule in Limburg die bekannteste sein.

Die ersten Sondierungen mit dem Bistum ergaben, dass eine (aus verwaltungsseitiger und
Marienstatter Sicht ideale) Eins-zu-Eins-Ubernahme der Schultrégerschaft aus kircheninter-
nen Grunden nicht machbar ist. Dankenswerterweise hat man sich in Limburg aber der Prob-
lematik nicht verschlossen und eine andere Idee zur Diskussion gebracht.

Der Vorschlag beinhaltet, dass die Schultragerschaft auf eine noch zu grindende Stiftung
ubertragen wird. Mitglieder dieser rechtsfahigen Stiftung sollten das Bistum, der Zisterzien-
serorden Marienstatt und der Westerwaldkreis sein. Das Ubergewicht des kirchlichen Anteils
ist dabei ausdricklich gewollt, um den kirchlichen Hintergrund der Schule zu unterstreichen.
AulRerdem wird damit das Risiko vermieden, dass das Land die Schultragerschaft beim Wes-
terwaldkreis verortet — mit den oben dargestellten Risiken.

Dem Bildungsministerium in Mainz und der Schulaufsicht der ADD wurden die Plane zum
Wechsel der Schultragerschaft in Grundzigen vorgetragen. Dort zeigt man sich aufge-
schlossen, fordert aber verstandlicherweise weitere Gesprache mit allen Beteiligten.

Das Finanzierungsmodell der Schule soll unverandert bleiben.

Bei Bildung der Stiftung ware ein einmaliges Stiftungskapital in Héhe von 50.000 € durch den
Westerwaldkreis bereitzustellen. Im Gegenzug hat das Bistum zugesagt, alle mit dem Grun-
dungsprozess verbundenen Kosten der Wirtschaftsprifer zur Erstellung der notwendigen
Vertrage, zu tragen.

Die jetzige Struktur des Schultragers des PGM besteht aus der Vermdgensverwaltungsge-
sellschaft mbH, die Eigentiimer der Grundstiicke und Gebaude ist. Daneben besteht die Be-
triebsgesellschaft mbH, welche fir den eigentlichen Schulbetrieb verantwortlich ist.



Bei einer Stiftungsgrindung wurde die Betriebsverwaltungsgesellschaft in der Stiftung auf-
gehen und ihre Arbeit dort quasi unter neuem Briefkopf fortsetzen. Dabei kann die St.-
Hildegard-Schulgesellschaft unterstlitzend tatig werden.

Die Vermogensverwaltungsgesellschaft mbH bleibt als solche bestehen. Sie Ubertragt aber
die Grundstiicke und Gebaude, die der Schule zuzuordnen sind, kostenfrei auf die Stiftung,
damit diese handlungsfahig wird.

Diese Ubertragung birgt jedoch einige Fallstricke. Durch das Uber Jahrzehnte verwobene
Konglomerat in der Gebaudesubstanz missen flr diesen Fall der Trennung zwischen Klos-
ter und Schule baulich und juristisch komplizierte Grenzen gezogen werden. Das fangt an
mit dem baulichen Brandschutz, der fiir jede Einheit sichergestellt sein muss und geht bis zu
Leitungs- und Wegerechten, die gegenseitig die kiinftige Nutzung fir beide Parteien ermdgli-
chen. Dabei werden auch Kosten fiir den Westerwaldkreis entstehen, um alle bauaufsichtli-
chen Probleme zu lésen.

Diese Vertragswerke werden zurzeit federfihrend von dem auch in unserem Hause bekann-
ten Wirtschaftsprifungsbiro Dornbach GmbH in Koblenz entworfen. Aufgrund der komple-
xen Struktur der Vertrage, der noch notwendigen Abstimmung zwischen den drei Vertrags-
partnern und dem Genehmigungsverfahren beim Land Rheinland-Pfalz gehen wir von einem
Inkrafttreten der Vertrage und dem tatsachlichen Wechsel in der Schultrégerschaft des PGM
frGhestens zum 01. Januar 2027 aus.

Die Verwaltung hat daher dem Ausschuss fur Schulen, Kultur und Sport, dem Schultrager-
ausschuss und dem Kreisausschuss vorgeschlagen, dem Kreistag zu empfehlen, der ange-
strebten Griindung einer Stiftung zur Ubernahme der Schultragerschaft am Privaten Gymna-
sium Marienstatt unter Beteiligung des Westerwaldkreises unter der weiteren Voraussetzung
zuzustimmen, dass auch das Land Rheinland-Pfalz die Ubertragung der Schultragerschaft in
der vorgesehenen Konstellation genehmigt.

Fur den hoffentlich eintretenden Fall der Stiftungsgriindung wiirden die malfigeblichen Gre-

mien nochmals beteiligt, insbesondere hinsichtlich der Zustimmung zur Satzung der Stiftung
mit den Regelungen zur Finanzierung.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag beschlieRt, der angestrebten Griindung einer Stiftung zur Ubernahme der
Schultragerschaft am Privaten Gymnasium Marienstatt unter Beteiligung des Westerwald-
kreises unter der weiteren Voraussetzung zuzustimmen, dass auch das Land Rheinland-
Pfalz die Ubertragung der Schultragerschaft in der vorgesehenen Konstellation genehmigt.

Die Stiftungssatzung und die konkreten Finanzierungsregelungen sind den Kreisgremien zur
endgultigen Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.



	Typ
	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

